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Vorblatt 


23. Änderung des Lastenausgleichsgesetzes 
(Schriftlicher Bericht des Innenausschusses) 


A. Problem 

Die Kosten für die Regelung für sogenannte Zonen-Vermögens- 
schäden (21. ÄndG LAG) sind 1969 auf 2 bis 2,6 Mrd. DM 
geschätzt worden. Dieser Betrag wird aber voraussichtlich nicht 
ausgeschöpft. 


B. Lösung 

Der Entwurf sieht deshalb — innerhalb des genannten Finanz- 
volumens — befriedigendere Entschädigungsmöglichkeiten vor. 
Die bisherigen Einkommens- und Vermögensgrenzen sowie 
die Kürzung der Hauptentschädigung um das vorhandene Ver- 
mögen sollen entfallen. Der Begriff des Zonenschadens soll 
dem Begriff im Beweissicherungs- und Feststellungsgesetz an- 
gepaßt werden. 

Darüber hinaus soll auch die Höchstgrenze der Hauptentschä- 
digung von 50 000 DM wegfallen und die Entschädigungs- 
regelungen für Verluste an geldwerten Ansprüchen in Mittel- 
deutschland — vor allem an Spareinlagen — gerechter gestaltet 
werden. 

Des weiteren soll ein Geburtsjahrgang früher selbständiger 
Geschädigter in die Kriegsschadenrente hineinwachsen. 

Der Ausschuß hat den Gesetzentwurf mit den von ihm vor- 
geschlagenen Änderungen einstimmig gebilligt. 


C. Alternativen 

Die Minderheit des Ausschusses (CDU/CSU-Fraktion) hatte 
beantragt, auch für anerkannte Zonenflüchtlinge den sogenann- 
ten Entwurzelungszuschlag einzuführen, die Stichtagsregelung 
für aus Mitteldeutschland zugezogene Geschädigte zu ver- 
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bessern, in die Kriegsschadensrente drei Geburtsjahrgänge 
früher selbständiger Geschädigter einzubeziehen und die über 
die 2,6 Mrd. DM hinausgehenden Kosten der Hauptentschädi- 
gung für Zonenschäden dem Bundeshaushalt anzülasten. 


D. Kosten 

Die über den Regierungsentwurf hinausgehenden Verbesse- 
rungen verursachen Mehraufwendungen von rd. 300 Millionen 
DM an Hauptentschädigung und 150 Millionen DM an Unter- 
haltshilfe. Von diesen Aufwendungen hat der Ausgleichsfonds 
375 Millionen DM zu tragen, während sich die Zuschüsse zur 
Unterhaltshilfe für die Länder um 50 Millionen DM und für 
den Bundeshaushalt um 25 Millionen DM erhöhen. Die erhöhten 
Zuschüsse verteilen sich auf Jahrzehnte. 
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Schriftlicher Bericht 

des Innenausschusses 
(4. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Dreiundzwanzigsten Gesetzes zur Änderung des Lastenaus- 
gleichsgesetzes (23. ÄndG LAG) 

— Drucksache VI/1000 — 

über den von der Fraktion der CDU/CSU eingebrachten Entwurf 
eines Dreiundzwanzigsten Gesetzes zur Änderung des Lasten- 
ausgleichsgesetzes (23. ÄndG LAG) 

— Drucksache VI/119 — 


A. Bericht des Abgeordneten Freiherr von Fircks 


L Allgemeines 

Der Entwurf — Drucksache VI/1000 — wurde von 
der Bundesregierung mit Datum vom 30. Juni 1970 
beim Deutschen Bundestag eingebracht und von die- 
sem in seiner 66. Sitzung am 18. September 1970 
nach der ersten Beratung an den Innenaussdiuß so- 
wie an den Haushaltsaussdiuß nach § 96 der Ge- 
schäftsordnung überwiesen. 

Der Innenausschuß hat den Gesetzentwurf in sei- 
ner Sitzung am 15. Oktober 1970 abschließend be- 
raten und in diese Beratung auch den Antrag der 
Fraktion der CDU/CSU betr. Entwurf eines Drei- 
undzwanzigsten Gesetzes zur Änderung des Lasten- 
ausgleichsgesetzes (23. ÄndG LAG) — Drucksache 
VI/119 — einbezogen, soweit er nicht schon durch 
die Verabschiedung des Zweiten Unterhaltshilfe- 
Anpassungsgesetzes erledigt war. In der Schlußab- 
stimmung hat der Innenausschuß den Gesetzentwurf 
— Drucksache VI/ 1000 — einstimmig gebilligt. 

Der Haushaltsausschuß wird seinen Bericht nach 
§ 96 der Geschäftsordnung gesondert vorlegen. 

Der Gesetzentwurf hat im wesentlichen die Ver- 
besserung der Hauptentschädigung für Zonenschä- 


den zum Ziel, Den. Vorschlägen der Bundesregierung, 
die bisherigen Einkommens- und Vermögensgrenzen 
sowie die Kürzung der Hauptentschädigung wegen 
vorhandenen Vermögens zu streichen und den Be- 
griff des Zonenschadens dem entsprechenden Be- 
griff im Beweissicherungs- und Feststellungsgesetz 
anzupassen, ist der Ausschuß gefolgt. Der Ausschuß 
beschloß darüber hinaus, auch die Begrenzung des 
Grundbetrags der Hauptentschädigung für Zonen- 
schäden auf 50 000 DM wegfallen zu lassen sowie 
die Entschädigungsregelung für Zonenschäden an 
privatrechtlichen geldwerten Ansprüchen zu ver- 
bessern und einen weiteren Geburtsjahrgang früher 
selbständiger Geschädigter in die Kriegsschaden- 
rente einzubeziehen. Ein Antrag der Mitglieder des 
Ausschusses, die der Fraktion der CDU/CSU ange- 
hören, dem Bund die Kosten für die Entschädigungs- 
regelung insoweit anzulasten, als sie den für Zonen- 
schäden geschätzten Gesamtbetrag von 2,6 Mrd DM 
überschreiten, fand keine Mehrheit. Das gleiche gilt 
für einen weiteren Antrag der der Fraktion der 
CDU/CSU angehörenden Ausschußmitglieder, mit 
dem auch Zonengeschädigten der sog. Entwurze- 
lungszuschlag, der Heimatvertriebenen gewährt 
wird, zugebilligt werden sollte. 
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Soweit der Ausschuß den Regierungsentwurf un- 
verändert übernommen hat, wird auf die Begrün- 
dung des Entwurfs Drucksache WlOOO S. 7 ff. — 
verwiesen. 


IL Einzelbegründung 
Zu § 1 Nr. 2 a (§ 55 a LAG) 

Die Änderung steht im Zusammenhang mit der 
Verbesserung der Entschädigungsregclung für Zo- 
nenschäden an privatrechtlichen geldwerten An- 
sprüchen (§ 1 Nr. 5 a und 5 b), die auch im Rahmen 
der Vergünstigung für Sowjetzonenflüchtlinge bei 
der Vermögensabgabe vorgenommen werden soll. 
Die bisher vorgesehene nähere Regelung durch 
Rechtsverordnung wird damit entbehrlich; die ent- 
sprechende Verordnung kann aufgehoben werden 
(§ 4 a). 

Zu § 1 Nr. 4 (§ 230 LAG) 

Uber die im Regierungsentwurf vorgesehene und 
vom Ausschuß gebilligte Änderung des § 230 Abs. 2 
Nr. 3 LAG hinaus war aus der Mitte des Ausschus- 
ses beantragt worden, in § 230 Abs. 1 LAG den Zu- 
zugsstichtag für Geschädigte aus Mitteldeutschland 
vom 31. Dezember 1964 auf den 31. Dezember 1970 
zu verlegen. Wegen des Zusammenhangs mit den 
Stichtagsregelungen in anderen zahlreichen Kriegs- 
folgegesetzen folgte der Ausschuß diesem Antrag 
nicht. Er schlägt statt dessen die Annahme einer Ent- 
schließung vor, wonach die Bundesregierung auf- 
gefordert wird, Vorschläge zur Vereinheitlichung 
und Verbesserung der Stichtagsregelung in den ver- 
schiedenen Gesetzen vorzulegen. 

Zu § 1 Nr. 4 a (§ 236 LAG) 

Die Änderung ist zur Anpassung an die in § 4 
Nr. 7 vorgesehene Neufassung des § 14 BFG er- 
forderlich. 

Zu § 1 Nr. 5 a und 5 b (§§ 245, 249 a LAG) 

Die bisherige Entschädigungsregelung für Zonen- 
schäden an privatrechtlichen geldwerten Ansprüchen 
hat sich als unbefriedigend erwiesen und ist auf 
starke Kritik gestoßen. Diese Kritik richtete sich 
vor allem dagegen, daß bei Schäden an Reichsmark- 
Spareinlagen, die vor der Währungsreform in Mittel- 
deutschland entstanden waren, eine „doppelte Ab- 
wertung" vorgenommen wurde, indem zunächst eine 
Umwertung dieser Ansprüche nach den Grundsätzen 
der Währungsreform in Mitteldeutschland erfolgte 
und der so umgewertete Betrag entsprechend dem 
Währungsgefälle DM-Ost zu DM-West nur mit V4 
entschädigt wurde. Der Ausschuß gelangte zu der 
Auffassung, daß zwar eine Umwertung nach den 
Grundsätzen der Währungsreform in Mitteldeutsch- 
land gerechtfertigt, eine weitere Umwertung im Ver- 
hältnis 4 : 1 aber unbillig sei. Deshalb wird vorge- | 
schlagen, bei den auf Reichsmark lautenden An- 1 


Sprüchen die Währungsumstellung in Mitteldeutsch- 
land fiktiv nachzuvoHziehen, die so umgewerteten 
Beträge sowie die in DM-Ost begründeten An- 
sprüche voll in den Schadensbetrag bzw. den Sparer- 
I Zuschlag einzubeziehen. 


Zu § 1 Nr. 7 und 8 (§§ 249 b, 250 LAG) 

Der Ausschuß folgte einem Antrag aus seiner 
Mitte, die Begrenzung der Hauptentschädigung für 
Zonenschäden auf 50 000 DM (bisher § 249 b Abs. 1 
LAG) wegfallen zu lassen. Die hiernach noch ver- 
bleibende Regelung in Absatz 3 des bisherigen 
§ 249 b LAG über die Berechnung des auf Zonen- 
schäden beruhenden Teils des Grundbetrags der 
Hauptentschädigung soll in § 250 Abs. 6 aufgeführt 
werden. Gewisse redaktionelle Änderungen hieraus 
ergeben sich in § 1 Nr. 8 a, 9, 10 Buchstabe b und 
Nr. 12. 


Zu § 1 Nr. 10 und 12 a (§§ 273, 282 und 284 LAG) 

Ein Antrag aus der Mitte des Ausschusses, die 
Regelung über das Hineinwachsen in die Kriegs- 
schadenrente auf drei weitere Geburtsjahrgänge 
auszudehnen, fand keine Mehrheit. Der Ausschuß 
beschloß vielmehr, nur einen weiteren Geburtsjahr- 
gang in die Kriegsschadenrente einzubeziehen und 
im übrigen die Bundesregierung durch eine Ent- 
schließung aufzufordern, im Jahre 1971 eine abschlie- 
ßende Regelung dieses Problems vorzuschlagen. 


Zu § 1 Nr. 13 a (§ 301 a LAG) 

Für den Erlaß von Vorschriften über die Regelung 
des sog. Beihilfegrundbetrags durch Rechtsverord- 
nung war bisher auf die Ermächtigung in § 55 a 
Abs. 5 LAG verwiesen. Nachdem in § 1 Nr. 2 a die 
Streichung dieser Vorschrift vorgeschlagen wird, soll 
die Ermächtigung nunmehr auf die Grundsätze der 
Hauptentschädigung für Zonenschäden umgestellt 
werden. 


Zu § 1 Nr. 13 b und 13 c (§§ 312, 314 LAG) 

Die Änderungen sind wegen des Übergangs der 
Zuständigkeit des früheren Bundesministers für Ver- 
triebene, Flüchtlinge und Kriegsgeschädigte auf den 
Bundesminister des Innern erforderlich. 


Zu § 4 Nr. 2 (§ 4 BFG) 

Ein Antrag aus der Mitte des Ausschusses, die in 
§ 4 Nr. 2 a des Regierungsentwurfs vorgesehene 
Ergänzung zu streichen, fand keine Mehrheit. Die- 
ser Antrag war damit begründet worden, daß mit 
der Ergänzung eine Verschlechterung der bisherigen 
Regelung herbeigeführt werde, da die tatsächliche 
Unmöglichkeit, über im Schadensgebiet befindliche 
Wirtschaftsgüter verfügen zu können, nicht mehr in 
allen Fällen zur Anerkennung einer Wegnahme des 
betreffenden Wirtschaftsgutes führe. Die Mehrheit 
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des Aiisschuss(‘s vertrat denigeneniiber die Auf- 
idssung, daß eine Verschlechterung der Rechtslage 
der Zonengeschädigten nicht eintrete. Es handle sich 
vielmehr nur um eine Klarstellung, die auf der 
Linie der bisherigen Verwaltungspraxis liege und 
langwierige Streitverfahren über die Auslegung 
vermeiden solle. 


Zu § 4 Nr. 4 a (§ 11 BFG) 

Die Vorschrift ist vom Ausschuß zur Anpassung 
an § 230 a LAG eingefügt worden. 


Zu § 4 Nr. 6 (§ 13 BFG) 

Die vom Ausschuß vorgeschlagene Ergänzung des 
§ 13 Nr. 13 BFG (Buchstabe b) soll Härten vermei- 
den, die durch die sog. Bagatellgrenze für die Fest- 
stellung eines Schadens an privatrechtlichen geld- 
werten Ansprüchen entstehen können. 


Drucksache VI/ 1351 

Zu § 4 Nr. 12 (§ 24 BFG) 

Nach Auffassung des Ausschusses soll im beson- 
deren Beweisverfahren weiterhin festgehalten wer- 
den, wenn sich ein weggenommenes Wirtschaftsgut 
in Mitteldeutschland in der Verfügungsgewalt erb- 
berechtigter Personen befindet. Dem trägt die neu 
vorgeschlagene Nummer 3 des § 24 Abs. 2 BEG 
Rechnung. 

Zu § 4 Nr. 20 (§ 44 BFG) 

Die vorgeschlagene Ergänzung ist zur Anpassung 
an § 41 FG notwendig, wonach auf Grund der nach 
dem BFG festgestellten Zonenschäden allgemein 
Hauptentschädigung nach Bern LAG gewährt werden 
kann. 

Zu § 4 a (Aufhebung einer Rechtsverordnung) 

Auf die Begründung zu § 1 Nr. 2 a wird ver- 
wiesen. 


Bonn, den 3. November 1970 


Freiherr von Fircks 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Gesetzentwurf — Drucksache VI/lOOO — in 
der sich aus der anliegenden Zusammenstellung 
ergebenden Fassung anzunehmen; 

2. den Antrag — Drucksache VI/119 Artikel 1 Num- 
mern 1 bis 3 und 5 — für erledigt zu erklären; 

3. folgenden Entschließungsantrag anzunehmen: 

Die Bundesregierung wird ersucht, 

a) zu prüfen, welche Verbesserungen bezie- 
hungsweise Vereinheitlichungen bei den ver- 
schiedenen Stichtagsregelungen im LAG und 
zahlreichen anderen Gesetzen im Hinblick 
auf eine endgültige Lösung der Kriegsfolgen- 
gesetzgebung vorgenommen werden können; 

b) im Jahre 1971 im Rahmen der Kriegsschaden- 
rente eine Schlußregelung für die Berück- 
sichtigung von solchen ehemaligen Selbstän- 
digen vorzulegen, die vor der Vertreibung 
oder Flucht mindestens zehn Jahre selbstän- 
dig waren und bei den jetzigen Jahrgangs- 
grenzen und Erwerbsunfähigkeitsvorausset- 
zungen nicht berücksichtigt werden konnten; 

4. die zu den Gesetzentwürfen eingegangenen Pe- 
titionen für erledigt zu erklären. 


Bonn, den 4. November 1970 


Der Innenausschuß 


Dr. Schäfer (Tübingen) 

Vorsitzender 


Freiherr von Fircks 

Berichterstatter 
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Drucksache VI/ 1351 


Zusammenstellung 

des von der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Dreiundzwanzigsten Gesetzes zur Änderung des Lastenaus- 
gleichsgesetzes (23. ÄndG LAG) 

— Drucksache VI/ 1000 — 

mit den Beschlüssen des Innenausschusses 
(4. Ausschuß) 


Entwurf der Bundesregierung 


Entwurf eines Dreiundzwanzigsten Gesetzes 
zur Änderung des Lastenausgleichsgesetzes 
(23. ÄndG LAG) 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

Änderung des Lastenausgleichsgesetzes 

Das Lastenausgleichsgesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 1. Oktober 1969 (Bundesge- 
setzbl. I S. 1909) wird wie folgt geändert: 

1. § 8 Abs. 1 Nr. 14 erhält folgende Fassung: 

♦ 

„14. die Bundeshaushaltsordnung vom 19. Au- 
gust 1969 (Bundesgesetzbl. I S. 1284) als 
Bundeshaushaltsordnung, " . 

2. § 15 a wird wie folgt geändert: 

♦ 

a) Absatz 1 Nr. 1 erhält folgende Fassung: 

„1. als Schaden im Sinne des § 3 Abs. 1 
Nr. 1 des Beweissicherungs- und Fest- 
stellungsgesetzes,". 

b) In Absatz 3 werden nach den Worten „die- 
ses Wirtschaftsguts" die Worte „oder dessen 
Erben oder weiteren Erben" eingefügt und 
in Nummer 1 die Worte „von ihm" durch 
das Wort „tatsächlich" ersetzt. 

c) Absatz 4 erhält folgende Fassung: 

„(4) Ein Schaden, der am Vermögen eines 
im Schadensgebiet Verstorbenen entstanden 
ist, gilt, 


Beschlüsse des 4. Ausschusses 


Entwurf eines Dreiundzwanzigsten Gesetzes 
zur Änderung des Lastenausgleichsgesetzes 
(23. ÄndG LAG) 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

Änderung des Lastenausgleichsgesetzes 

Das Lastenausgleichsgesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 1. Oktober 1969 (Bundesge- 
setzbl. I S. 1909) wird wie folgt geändert: 

1. unverändert 


2. unverändert 
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Entwurf der Bundesregierung Beschlüsse des 4. Ausschusses 

1. soweit er im Zeitpunkt des Todes bereits 
eingetreten war, als Zonenschaden des 
Verstorbenen, 

2. im übrigen nach Maßgabe der Erbteile 
als Zonenschaden der Erben." 


3. In § 229 Abs. 1 Satz 2 zweiter Halbsatz werden 
^ nach den Worten „§ 12 Abs. 7 Nr. 1" die Worte 

„oder des § 15 a Abs. 4 Nr. 1" eingefügt, 

4. In § 230 Abs. 2 Nr. 3 werden die Worte „bis 
^ zum 31. Dezember 1969" gestrichen. 


5. § 243 wird wie folgt geändert: 

♦ 

a) In Absatz 1 wird folgende Nummer 3 ein- 
gefügt: 

„3. Vertreibungsschäden an literarischen 
und künstlerischen Urheberrechten, an 
gewerblichen Schutzrechten und unge- 
schützten Erfindungen sowie an Lizen- 
zen an solchen Rechten und Erfindun- 
gen, . 

Die bisherige Nummer 3 wird Nummer 4, 

b) Die Absätze 2 und 3 werden gestrichen. 


2a. § 55 a wird wie folgt geändert: 

♦ 

a) Absatz 3 Nr. 1 Satz 1 erhält folgende Fas- 
sung: 

„Es ist der Betrag festzustellen, der sich für 
den nach Absatz 2 Erlaßberechtigten als auf 
Zonenschäden beruhender Grundbetrag oder 
Zonenschaden-Teilgrundbetrag nach den 
§§ 243 ff. ergibt." 

b) Absatz 5 wird gestrichen. 

3. unverändert 


4. unverändert 

4a. In § 236 werden die Worte „im Sinne des § 14 

^ Abs. 3 des Beweissicherungs- und Feststellungs- 
gesetzes" durch die Worte „im Sinne des Zwei- 
ten Abschnitts des Beweissicherungs- und Fest- 
stellungsgesetzes" ersetzt. 

5. unverändert 


5a. § 245 Nr. 5 erhält folgende Fassung: 

♦ 

„5. Zonenschäden an privatrechtlichen geld- 
werten Ansprüchen sind anzusetzen, 

a) wenn diese auf Reichsmark gelautet 
haben, mit dem Betrag, mit dem sie auf 
Deutsche Mark der Deutschen Noten- 
bank umzuwerten gewesen wären; dabei 
ist für Ansprüche aus Kaufpreisen im 
Sinne des § 15 a Abs. 3 Nr. 1 ein Um- 
wertungsverhältnis von 100 zu 10 zu- 
grunde zu legen, 


b) im übrigen mit dem festgestellten Be- 
trag." 
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Entwurf der Bundesregierung Beschlüsse des 4. Ausschusses 

5b. § 249 a wird wie folgt geändert: 

♦ 

a) Absatz 1 Satz 3 zweiter Halbsatz erhält fol- 
gende Fassung: 

„bei Zonenschäden ist der Sparei Zuschlag 
mit dem Betrag anzusetzen, der sich durch 
Anwendung des § 245 Nr. 5 ergibt."' 

b) An Absatz 3 Satz 2 wird nach einem Semi- 
kolon folgender Halbsatz angefügt: 

„dabei ist für Zonenschäden an Sparanlagen 
insoweit, als diese aus der Umwertung von 
Reichsmark in Deutsche Mark der Deutschen 
Notenbank entstanden sind, der Reichs- 
markbetrag anzusetzen, der dem im Zeit- 
punkt der Schädigung bestehenden An- 
spruch zugrunde liegt." 


6. ln § 249 b wird Absatz 2 gestrichen; der bis- 
herige Absatz 3 wird Absatz 2. 


6. § 249 b wird gestrichen. 

♦ 


7. 


Nach § 249 b wird folgende Vorschrift cinge- 
tügt: 

249 c 


7. Folgender neuer § 249 b wird eingefügt: 

♦ 

„§ 249 b 


Besonderheiten der Grundbetragsberechnung 
beim Zusammentreffen von Zonenschäden mit 
Schäden im Sinne des Reparationsschäden- 
gesetzes 

Sind einem unmittelbar Geschädigten sowohl 
Zonenschäden als auch Schäden im Sinne des 
Reparationsschädengesetzes entstanden, gilt fol- 
gendes: 

1. Dem Schadensbetrag nach § 245 ist der 
Schadensbetrag nach § 32 Abs. 1 des Repara- 
tionsschädengesetzes hinzuzurechnen und 
§ 246 auf den zusammengerechneten Scha- 
densbetrag anzuwenden. 


Besonderheiten der Grundbetragsberechnung 
beim Zusammentreffen von Zonenschäden mit 
Schäden im Sinne des Reparationsschäden- 
gesetzes 

Sind einem unmittelbar Geschädigten sowohl 
Zonenschäden als auch Schäden im Sinne des 
Reparationsschädengesetzes entstanden, gilt fol- 
gendes: 

1, unverändert 


2. Auf den Grundbetrag nach Nummer 1 ist 
§ 249 Abs. 1 anzuwenden. Von dem danach 
verbleibenden Grundbetrag ist vor Anwen- 
dung der §§ 247, 248, 249 Abs. 2 und 3 sowie 
der §§ 249 a, 249 b und 250 abzuziehen, 

a) wenn mit Schäden im Sinne des Repara- 
tionsschädengesetzes nur Zonenschäden 
Zusammentreffen, 

der nach Anwendung des § 35 Abs. 1 
Nr. 1 des Reparationsschädengeset- 
zes sich ergebende Grundbetrag, 

b) wenn mit Schäden im Sinne des Repara- 
tionsschädengesetzes sowohl Zonen- 
schäden als auch Vertreibungsschäden, 
Kriegssachschäden und Ostschäden Zu- 
sammentreffen, 

der nach Anwendung des § 35 Abs. 1 
Nr. 1 und 2 in Verbindung mit § 36 a 
des Reparationssrhädengesetzes sich 
ergebende Grundbetrag. 


2. Auf den Grundbetrag nach Nummer 1 ist 
§ 249 Abs. 1 anzuwenden. Von dem danach 
verbleibenden Grundbetrag ist vor Anwen- 
dung der §§ 247, 248, 249 Abs. 2 und 3 sowie 
der §§ 249 a und 250 abzuziehen, 

a) unverändert 


b) unverändert 
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Entwurf der Bundesregierung Beschlüsse des 4. Ausschusses 

3. Sind Schäden an Sparanlagen sowohl im 3. unverändert 

Sinne des Reparationsschädengesetzes als 
auch im Sinne dieses Gesetzes entstanden, 
ist § 249 a auf alle Schäden an Sparanlagen 
anzuwenden und von dem hiernach berech- 
neten Sparerzuschlag der Sparerzuschlag 
nach § 36 des Reparationsschädengesetzes 
abzuziehen." 


8. In § 250 Abs. 5 Satz 1 und Abs. 6 Satz 1 sowie 
in § 252 Abs. 6 Satz 1 werden jeweils die 
Worte „(§ 249 b Abs. 3)" durch die Worte 
„(§ 249 b Abs. 2)" ersetzt. 


9. § 266 Abs. 4 erhält folgende Fassung: 

„ (4) Bei der Anwendung der Absätze 1 und 2 
bleiben vorbehaltlich der Rechtsverordnung 
nach § 261 Abs. 4 die Schadensbeträge und 
Grundbeträge insoweit außer Ansatz, als sie 
auf Zonenschäden beruhen (§ 249 b Abs. 2)." 

10. § 273 Abs. 5 Nr. 2 Satz 1 zweiter Halbsatz er- 
hält folgende Fassung: 


„hierbei bleibt vorbehaltlich der Rechtsverord- 
nung nach § 261 Abs. 4 der auf Zonenschäden 
beruhende Grundbetrag oder Zonenschaden- 
Teilgrundbetrag (§ 249 b Abs. 2) außer Ansatz." 


8. § 250 wird wie folgt geändert: 

♦ 

a) In Absatz 5 Satz 1 wird das Zitat „(§ 249 b 
Abs. 3)" ersetzt durch das Zitat „(Absatz 6 
Satz 5)". 

b) In Absatz 6 Satz 1 wird das Zitat „(§ 249 b 
Abs. 3)" gestrichen. 

c) An Absatz 6 wird folgender Satz angefügt: 

„Beim Zusammentreffen von Zonenschäden 
mit anderen Schäden ist der auf Zonenschä- 
den beruhende Teil des Grundbetrags (Zo- 
nenschaden-Teilgrundbetrag) in der Weise 
zu ermitteln, daß vom gesamten Grundbetrag 
derjenige Betrag abgezogen wird, der sich 
für die anderen Schäden allein ohne die An- 
wendung des § 249 Abs. 1 Satz 5 und Abs. 3 
Satz 2 als Grundbetrag ergeben würde.“ 


8a. In § 252 Abs. 6 Satz 1 wird das Zitat „(§ 249 b 
^ Abs. 3)" ersetzt durch das Zitat „(§ 250 Abs. 6 
Satz 5)“. 


9. § 266 Abs. 4 erhält folgende Fassung: 

♦ 

„(4) Bei der Anwendung der Absätze 1 und 2 
bleiben vorbehaltlich der Rechtsverordnung 
nach § 261 Abs. 4 die Schadensbeträge und 
Grundbeträge insoweit außer Ansatz, als sie 
auf Zonenschäden beruhen (§ 250 Abs. 6 Satz 5)." 

10. § 273 Abs. 5 wird wie folgt geändert: 

♦ 

a) In Satz 1 werden ersetzt 

die Jahreszahl „1906" 

durch die Jahreszahl „1907", 

die Jahreszahl „1911" 

durch die Jahreszahl „1912" und 

die Jahreszahl „1970" 

durch die Jahreszahl „1971". 

b) In Nummer 2 Satz 1 erhält der zweite Halb- 
satz folgende Fassung: 

„hierbei bleibt vorbehaltlich der Rechtsver- 
ordnung nach § 261 Abs. 4 der auf Zonen- 
schäden beruhende Grundbetrag oder Zonen- 
schaden-Teilgrundbetrag (§ 250 Abs, 6 Satz 5) 
außer Ansatz." 


8 
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11. In § 278 a Abs. 6 wird der letzte Satz ge- 
^ strichen. 

12. § 280 Abs. 1 Satz 1 zweiter Halbsatz erhält 
folgende Fassung: 

„hierbei bleibt vorbehaltlich der Rechtsverord- 
nung nach § 261 Abs. 4 der auf Zonenschäden 
beruhende Grundbetrag oder Zonenschaden- 
Teilgrundbetrag (§ 249 b Abs. 2) außer Ansatz.“ 


13. In § 301 Abs. 2 erhalten die einleitenden Worte 
^ des Satzes folgende Fassung: 

„Für Geschädigte im Sinne des Absatzes 1 
Satz 2 und des § 301 a gilt § 230 a entsprechend; 
an diese Personen werden Leistungen nicht ge- 
währt, wenn sie" 


14. § 324 wird wie folgt geändert: 

♦ 

a) In Absatz 1 Satz 1 wird das Wort „Reichs- 
haushaltsordnung" durch das Wort „Bundes- 
haushaltsordnung" ersetzt. 

b) Absatz 1 Satz 3 zweiter Halbsatz erhält 
folgende Fassung: 

„sie kann dabei von den Vorschriften des 
Haushaltsgrundsätzegesetzes und der Bun- 


Besclilüsse des 4. Ausschusses 

11. unverändert 


12. § 280 Abs. 1 Satz 1 zweiter Halbsatz erhält 
^ folgende Fassung: 

„hierbei bleibt vorbehaltlich der Rechtsverord- 
nung nach § 261 Abs. 4 der auf Zonenschäden 
beruhende Grundbetrag oder Zonenschaden- 
Teilgrundbetrag (§ 250 Abs. 6 Satz 5) außer An- 
satz." 

12a. In § 282 Abs. 4 und § 284 Abs. 2 Satz 2 werden 
^ jeweils ersetzt 

die Jahreszahl „1906" 

durch die Jahreszahl „1907", 

die Jahreszahl „1911" 

durch die Jahreszahl „1912" und 

die Jahreszahl „1970" 

durch die Jahreszahl „1971". 

13. unverändert 


13a. § 301 a Abs. 3 Satz 4 erhält folgende Fassung: 

♦ 

„Ist die Ermittlung eines Grundbetrags erforder- 
lich, so ist sie nach den Grundsätzen zu regeln, 
die für die Berechnung der Hauptentschädigung 
für Zonenschäden gelten." 

13b. In § 312 Abs. 3 werden die Worte „Bundes- 

^ minister für Vertriebene, Flüchtlinge und Kriegs- 
geschädigte" ersetzt durch die Worte „für die 
Betreuung der Vertriebenen, Flüchtlinge und 
Kriegsgeschädigten zuständige Bundesminister". 

13c. In § 314 Abs. 1 Satz 3 werden die Worte „Vom 

^ Bundesminister für Vertriebene, Flüchtlinge und 
Kriegsgeschädigte" ersetzt durch die Worte 
„Von dem für die Betreuung der Vertriebenen, 
Flüchtlinge und Kriegsgeschädigten zuständigen 
Bundesminister" . 

14. unverändert 
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deshaushaltsordnung über die Anlage von 
Mitteln, die Übernahme von Beteiligungen 
sowie über den Erlaß von Ansprüchen ab- 
weichen/' 

c) Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Werden den in die Durchführung des 
Lastenausgleichs eingeschalteten Behörden 
und anderen Stellen Mittel des Ausgleichs- 
fonds zur Verfügung gestellt, so sind sie mit 
der Durchführung des Einnahme- und Aus- 
gabeplans des Ausgleichsfonds betraut." 

d) In Absatz 4 Satz 1 wird die Zahl „300" durch 
die Zahl „500" ersetzt. 

15. In § 328 Satz 1 wird das Wort „Heimataus- 15. unverändert 

^ kunftstellen" durch die Worte „Heimatauskunft- 
stellen, Auskunftstellen" ersetzt. 

16. § 344 erhält folgende Fassung: 16. unverändert 

♦ 

,.§ 344 

Feststellungsverfahren 

Im Verfahren nach dem Feststellungsgesetz 
und im Feststellungsverfahren nach dem Be- 
weissicherungs- und Feststellungsgesetz sind 
Rechtsbehelfe nicht gegeben, wenn auch bei er- 
folgreicher Durchführung des Verfahrens über 
den Rechtsbehelf höhere Ausgleichsleistungen 
nach den Vorschriften dieses Gesetzes nicht ge- 
währt werden könnten." 


§ 2 

Änderung des Reparationsschädengesetzes u n v e 

Das Reparationsschädengesetz vom 12. Februar 
1969 (Bundesgesetzbl. I S. 105) wird wie folgt ge- 
ändert: 


1. § 9 Abs. 4 erhält folgende Fassung: 

„(4) Für Beteiligungsrechte an Familienstif- 
tungen ist die Achtzehnte Verordnung zur Durch- 
führung des Feststellungsgesetzes vom 11. No- 
vember 1964 (Bundesgesetzbl. I S. 855) entspre- 
chend anzuwenden." 

2. In § 32 Abs. 2 werden nach den Worten „ermit- 
telten Schadensbetrag" die Worte „vorbehaltlich 
des § 36 a Nr. 1" eingefügt. 

3. In § 35 Abs. 1 Nr. 2 werden nach den Worten 
„§ 249 Abs. 1" die Worte „Sätze 1 bis 4" einge- 
fügt. 

4. In § 36 Abs. 2 werden nach den Worten „so ist 
§ 249 a des Lastenaiisgleichsgesetzes" die Worte 
„vorbehaltlich des § 36 a Nr. 3" eingefügt. 


4. Ausschusses 


§ 2 

rändert 
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5. Nach § 36 wird folgende Vorschrift eingefügt: 

FF§ 36 a 

Besonderheiten der Grundbetragsberechnung 
beim Zusammentreffen mit Zonenschäden im 
Sinne des Lastenausgleichsgesetzes 

Sind einem unmittelbar Geschädigten sowohl 
Schäden im Sinne dieses Gesetzes als auch 
Zonenschäden im Sinne des § 15 a des Lastenaus- 
gleichsgesetzes entstanden, ist bei der Anwen- 
dung 

1. des § 32 Abs. 2 der auf Zonenschäden entfal- 
lende Schadensbetrag außer Betracht zu las- 
sen, 

2. des § 35 Abs. 1 Nr. 2 der Grundbetrag der 
Hauptentschädigung maßgebend, der sich für 
Vertreibungsschäden, Kriegssachsdiäden und 
Ostschäden nach Anwendung des § 249 Abs. 1 
Sätze 1 bis 4 des Lastenausgleichsgesetzes er- 
gibt, 

3. des § 36 Abs. 2 ein Zonenschaden an Spar- 
anlagen nicht zu berücksichtigen." 


6. § 38 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 Nr. 2 Buchstabe c werden die 
Worte „bis zum 31. Dezember 1969" gestri- 
chen. 

b) Abs. 4 Nr. 3 erhält folgende Fassung: 

„3. seinen ständigen Aufenthalt seit dem 
Zeitpunkt des Schadenseintritts und vor 
dem 1. Januar 1969 mindestens ein Jahr 
im Geltungsbereich dieses Gesetzes ge- 
habt und von dort in einen Staat verlegt 
hat, der nicht zu den Aussiedlungsgebie- 
ten gehört, oder, 


7. An § 49 wird folgender Satz angefügt: 

„Rückforderungsansprüche nach diesem Gesetz 
und nach dem Lastenausgleichsgesetz können mit 
Leistungen nach beiden Gesetzen verrechnet 
werden." 


8. In § 50 Abs. 4 Satz 1 werden nach dem Wort 
„Feststellungsgesetzes" die Worte „oder des Be- 
weissicherungs- und Feststellungsgesetzes" ein- 
gefügt. 


§ 3 

unverändert 

§ 6 Abs. 4 des Feststellungsgesetzes in der Fas- 
sung der Bekanntmachung vom 1. Oktober 1969 
(Bundesgesetzbl. I S. 1885) erhält folgende Fassung: 

„(4) Durch Rechtsverordnung können ferner Be- 
teiligungsrechte an Familienstiftungen, deren 
Eigentum bei Auflösung auf die Familienmitglie- 


§ 3 

Änderung des Feststellungsgesetzes 
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der übergegangen wäre oder nach den Vorschrif- 
ten über die Auflösung und das Erlöschen der 
Fideikommisse und sonstiger gebundener Ver- 
mögen hätte übergehen können, den Beteiligun- 
gen im Sinne der Absätze 1 und 2 gleichgestellt 
werden, wobei außer Betracht bleibt, daß diese 
Vorschriften nur in einem Teil des einheitlichen 
Vertreibungsgebiets (§ 12 Abs. 2 Satz 2 des 
Lastenausgleichsgesetzes) gegolten haben. In der 
Rechtsverordnung kann Näheres über die Ab- 
grenzung des Begriffs der Familienstiftung und 
des Kreises der Beteiligten sowie über die Scha- 
den sberechnung in Zweifelsfällen und über das 
Verfahren bestimmt werden." 


§ 4 

Änderung des Beweissicherungs- und 
Feststellungsgesetzes 

Das Beweissicherungs- und Feststellungsgesetz in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 1. Oktober 
1969 (Bundesgesetzbl. I S. 1897) wird wie folgt ge- 
ändert: 

1. In § 3 Abs. 1 Nr. 2 werden die Worte „wenn sie 
^ im Geltungsbereich dieses Gesetzes entstanden 

wären" durch die Worte „wenn dem die gebiet- 
lichen Beschränkungen des § 12 des Repara- 
tionsschädengesetzes nicht entgegenstünden" 
ersetzt. 

2. § 4 wird wie folgt geändert: 

♦ 

a) An Absatz 1 wird folgender Satz angefügt: 

„Eine derartige Unmöglichkeit liegt insbe- 
sondere dann nicht vor, wenn über Sperr- 
konten im Schadensgebiet beschränkt ver- 
fügt werden kann oder wenn für Grundver- 
mögen von Personen, die das Schadensge- 
biet unter Beachtung der dort geltenden 
Ausreisebestimmungen verlassen haben oder 
dort seit dem 8. Mai 1945 keinen ständigen 
Aufenthalt gehabt haben, ein staatlicher oder 
staatlich beauftragter Verwalter (Treuhän- 
der) nicht eingesetzt worden ist." 

b) An Absatz 4 wird folgender Satz angefügt: 

„Eine Wegnahme liegt jedoch nicht vor, so- 
weit auf Grund späterer rechtsgeschäftlicher 
Erklärungen der Erbanteil auf einen Mit- 
erben übertragen worden ist; werden die 
übertragenen Wirtschaftsgüter dem Mit- 
erben oder seinen Erben weggenommen, 
liegt ein Schaden in deren Person vor." 

3. § 7 Abs. 6 wird gestrichen. 

♦ 


Beschlüsse des 4. Ausschusses 


§ 4 

Änderung des Beweissicherungs- und 
Feststellungsgesetzes 

Das Beweissicherungs- und Feststellungsgesetz in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 1. Oktober 
1969 (Bundesgesetzbl. I S. 1897) wird wie folgt ge- 
ändert: 


1. unverändert 


2. unverändert 


3. unverändert 
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4. An § 10 wird folgender Absatz 3 angefügt: 4. unverändert 

♦ 

„(3) Für Beteiligungsrechte an Familienstif- 
tungen ist die Achtzehnte Verordnung zur 
Durchführung des Feststellungsgesetzes vom 
11. November 1964 {Bundesgesetzbl. I S. 855) 
entsprechend anzuwenden.“ 


4a. In § 11 Abs. 2 werden jeweils die Worte „im 
^ Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes" 
ersetzt durch die Worte „am 1. Januar 1967". 


5. § 12 erhält folgende Fassung: 5, unverändert 

♦ 

„§ 12 

An tr agsb er e chti gung 

(1) Die Feststellung eines Schadens kann 
unter den Stichtagsvoraussetzungen des § 230 
Abs. 1 bis 3 des Lastenausgleichsgesetzes, bei 
Schäden Verfolgter unter den Voraussetzungen 
des § 7 der Elften Verordnung über Ausgleichs- 
leistungen nach dem Lastenausgleichsgesetz, 
nur beantragen 

1, der Geschädigte im Sinne des § 229 des 
Lastenausgleichsgesetzes, 

2. in den Fällen des § 230 Abs. 4 Satz 1 des 
Lastenausgleichsgesetzes der Erbe des Ge- 
schädigten. 

§ 230 a des Lastenausgleichsgesetzes gilt ent- 
sprechend, § 234 Abs. 2 des Lastenausgleichs- 
gesetzes mit der Maßgabe, daß die Antragsfrist 
erst am 31. Dezember 1972 endet. 

(2) Ist derjenige, der nach Absatz 1 die Fest- 
stellung eines Schadens beantragen kann, ver- 
storben, geht das Recht der Antragstellung nach 
den allgemeinen Grundsätzen des Erbrechts auf 
die Erben über; § 244 Satz 2 des Lastenaus- 
gleichsgesetzes gilt entsprechend. 

(3) Das Antragsrecht ruht, solange der An- 
tragsberechtigte oder derjenige, der nach § 234 
Abs. 2 des Lastenausgleichsgesetzes einen An- 
trag stellen kann, seinen ständigen Aufenthalt 
im Schadensgebiet oder in einem Aussiedlungs- 
gebiet (§11 Abs. 2 Nr. 3 des Lastenausgleichs- 
gesetzes) hat." 


6. § 13 wird wie folgt geändert: 6. § 13 wird wie folgt geändert: 

♦ 

a) Folgende Nummer 12 wird eingefügt: a) unverändert 

„12. Schäden, für die auf Grund der Kriegs- 
sadischädenverordnung, des Reichs- 
leistungsgesetzes oder anderer inner- 
deutscher Vorschriften Entschädigungs- 
zahlungen von mehr als 50 vom Hun- 
dert des nach diesen Vorschriften an- 
zuerkennenden Verlustes gewährt wor- 
den sind oder gewährt werden, wobei 
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Entschädigungszahlungen außer Be- 

tracht bleiben 

a) für deren Behandlung eine abwei- 
chende Regelung besteht, 

b) insoweit, als die hieraus wiederbe- 
schafften entsprechenden Wirt- 
schaftsgüter durch Kriegsereignisse 
oder Schäden im Sinne dieses Ge- 
setzes erneut verlorengegangen 
sind, 

c) auf Antrag, sofern sie auf Grund 
der Kriegssachschädenverordnung 
nach dem 31. Dezember 1944 ge- 
währt worden sind;". 

b) Die bisherige Nummer 12 wird Nummer 13. b) Die bisherige Nummer 12 wird Nummer 13, 

an die nach einem Semikolon folgender Halb- 
satz angefügt wird: 

„bei privatrechtlichen geldwerten Ansprü- 
chen ist insoweit, als sie aus der Umwertung 
von Reichsmark in Deutsche Mark der Deut- 
schen Notenbank entstanden sind, von dem 
Reichsmarkbetrag auszugehen, der dem im 
Zeitpunkt der Schädigung bestehenden An- 
spruch zugrunde liegt." 


7. § 14 erhält folgende Fassung: 7. unverändert 

♦ 

.,§ 14 

Allgemeine Vorschriften 

(1) Die Feststellung erstreckt sich auf die 
Ursache des Schadens, den Zeitpunkt des Scha- 
denseintritts und den unmittelbar Geschädigten 
sowie auf die Höhe des Schadens. 

(2) Beträge aus der Nutzung weggenomme- 
ner Wirtschaftsgüter, über die der unmittelbar 
Geschädigte oder seine Erben nach der Weg- 
nahme verfügt haben, werden gesondert fest- 
gestellt." 

8. § 18 wird wie folgt geändert; unverändert 

♦ 

a) In Absatz 2 werden die Worte „§ 13 Nr. 12" 
durch die Worte „§ 13 Nr. 13" ersetzt. 

b) In Absatz 3 erster Halbsatz werden die 
Worte „des § 14 Abs. 3 dieses Gesetzes in 
Verbindung mit § 8 Abs. 2 Nr, 4 des Fest- 
stellungsgesetzes" durch die Worte „des 
§ 13 Nr. 12" ersetzt. 

9. Nach § 20 wird folgende Vorschrift eingefügt: unverändert 

♦ 

.,§ 20 a 

Schadensausgleich 
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§ 21 a des Feststellungsgesetzes ist entspre- 
chend anzuwenden, und zwar auch auf Entsdiä- 
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digungszahlungen, die im Schadensgebiet für 

Schäden im Sinne des § 3 Abs. 1 Nr. 1 gewährt 

worden sind." 

10. § 22 wird wie folgt geändert: 

♦ 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Im besonderen Beweisverfahren wer- 
den Beweise über Schäden gesichert, die 
nicht nach dem Zweiten Abschnitt festge- 
stellt werden können." 

b) Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Die §§ 8 bis 10 und 11 Abs. 3 sind 
anzuwenden. Soweit es sich um Schäden 
natürlicher Personen handelt, ist auch § 11 
Abs. 1 und 2 anzuwenden." 

c) Folgender Absatz 4 wird angefügt: 

„(4) Die Durchführung eines besonderen 
Beweisverfahrens kann der Geschädigte im 
Sinne des § 229 Abs. 1 des Lastenausgleichs- 
gesetzes beantragen. § 234 Abs. 2 des 
Lastenausgleichsgesetzes gilt mit der Maß- 
gabe, daß die Antragsfrist am 31, Dezember 
1972 endet. § 12 Abs. 2 ist anzuwenden, § 12 
Abs. 3 dann, wenn Antragsberechtigter eine 
natürliche Person ist." 

11. § 23 wird wie folgt geändert: 

♦ 

a) In Nummer 1 wird die Zahl „12" ersetzt 
durch die Zahl „13". 

b) An Nummer 3 werden nach einem Komma 
die folgenden Worte angefügt: 

„sofern der Schuldner, die Kapitalgesell- 
schaft oder die Genossenschaft den Wohn- 
sitz oder Sitz nicht im Schadensgebiet 
hatte;". 

12. § 24 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Im Bescheid (§ 37) sind festzuhalten 

1. Beträge aus der Nutzung weggenommener 
Wirtschaftsgüter, über die der unmittelbar 
Geschädigte oder seine Erben nach der Weg- 
nahme verfügt haben, 

2. im Zusammenhang mit dem Schaden ge- 
währte Entschädigungszahlungen sowie an- 
dere Leistungen, die bei Anwendung des 
§ 20 a zu einer Kürzung des Schadens führen 
würden," 


13. In § 25 wird Absatz 2 gestrichen; der bisherige 
Absatz 3 wird A^bsatz 2. In dem neuen Absatz 2 
werden die Worte „§ 14 Abs. 1 Satz 2" ersetzt 
durch die Worte „§ 24 Abs. 2". 


Beschlüsse des 4. Ausschusses 


1 0. u n V e r ä n d e r I 


11. unverändert 


12. § 24 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Im Bescheid (§ 37) sind festzuhalten 
1. unverändert 


2. im Zusammenhang mit dem Schaden ge- 
währte Entschädigungszahlungen sowie an- 
dere Leistungen, die bei Anwendung des 
§ 20 a zu einer Kürzung des Schadens führen 
würden, 

3. ob sich das Wirtschaftsgut in der Verfü- 
gungsgewalt erbberechtigter Personen be- 
findet/^ 

13, In § 25 wird Absatz 2 gestrichen; der bisherige 
^ Absatz 3 wird Absatz 2. In dem neuen Absatz 2 
werden die Worte „§ 14 Abs. 1 Satz 2 und 
Abs. 2 “ ersetzt durch die Worte „§ 24 Abs. 2". 
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14. § 33 wird wie folgt geändert: 

♦ 

a) In Absatz 2 werden die Worte „einem Wirt- 
schaftsgut" durch die Worte „der Feststel- 
lung oder der Beweissicherung" ersetzt. 

b) Folgender Absatz 3 wird angefügt: 

„(3) In den Fällen des Absatzes 2 wirken 
Rechtsbehelfe gegenüber allen Beteiligten, 
denen der Bescheid mit Hinweis auf diese 
Rechtsfolge zugestellt worden ist." 

15. § 37 Abs. 3 erhält folgende Fassung: 

♦ 

„(3) Kann nach dem Ergebnis der Ermittlun- 
gen teilweise entschieden werden, so kann ein 
Teilbescheid erlassen werden; nach Abschluß 
des Verfahrens ist ein Gesamtbescheid zu er- 
lassen. Für den Erlaß eines Bescheides oder 
Teilbescheides unter Vorbehalt gilt § 37 a des 
Feststellungsgesetzes entsprechend." 

16. In § 38 Satz 1 werden die Worte „Ausgleichs- 
^ behörden und der Auskunftstellen" durch die 

Worte „Ausgleichsbehörden, der Auskunftstel- 
len und Heimatauskunftstellen" ersetzt. 

17. In § 40 werden die Worte „§ 12 Abs. 3" durch 
^ die Worte „§ 234 Abs. 2 des Lastenausgleichs- 
gesetzes" ersetzt. 

18. § 41 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

♦ 

„(2) § 342 Abs. 2 des Lastenausgleichsgeset- 
zes ist entsprechend anzu wenden." 

19. Nach § 43 wird folgende Vorschrift eingefügt: 

♦ 

.§ 43 a 

Frühere Feststellungen 

Auf Grund der Kriegssachschädenverordnung 
vom 30. November 1940 (Reichsgesetzbl. I 
S. 1547) oder auf Grund sonstiger früherer 
Rechtsvorschriften getroffene Feststellungen 
sind für Verfahren nach diesem Gesetz nicht 
verbindlich." 


Beschlüsse des 4. Ausschusses 
14. unverändert 


15. unverändert 


16, unverändert 


17. unverändert 


18. unverändert 


19. unverändert 


20. In die einleitenden Worte des § 44 Abs. 1 wer- 
^ den nach dem Wort „unbeschadet" die Worte 
„der Ausschließung von Ausgleichsleistungen 
oder" eingefügt. 

§ 4a 

Aufhebung einer Rechtsverordnung 

Die Verordnung zur Durdiführung des § 55 a 
Ahs. 3 des Lastenausgleichsgesetzes (22. Leistungs- 
DV-LA) vom 4. März 1968 (Bundesgesetzhl. I S, 209) 
wird aufgehoben. 
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Entvv'urf der Bundebieyierung tseschiusse des 4. Ausschusses 


§ 5 

Geltung in Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 
Rechtsverordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes 
erlassen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 
des Dritten Uberleitungsgesetzes. 


§ 6 

Inkrafttreten 

Von den Vorschriften dieses Gesetzes treten in 
Kraft 

1. § 1 Nr. 2 bis 8 und § 3 mit Wirkung vom Inkraft- 
treten des Lastenausgleichsgesetzes {§ 375), 


2. § 1 Nr. 9, 10 und 12 sowie § 2 mit Wirkung vom 

1. Januar 1969, 

3. § 1 Nr. 1 und 14 mit Wirkung vom 1. Januar 
1970, 

4. § 1 Nr. 11 mit Wirkung vom 1. Juni 1970, 


5. § 4 mit Wirkung vom Inkrafttreten des Beweis- 
sicherungs- und Feststellungsgesetzes {§ 49). 

Im übrigen tritt dieses Gesetz mit dem auf die Ver- 
kündung folgenden Monatsersten in Kraft. 


§ 5 

unverändert 


§ 6 

Inkrafttreten 

Von den Vorschriften dieses Gesetzes treten in 

Kraft 

1 . § 1 Nr. 2 und 3 bis 8 a sowie § 3 mit Wirkung vom 
Inkrafttreten des Lastenausgleichsgesetzes (§ 375), 

2. § 1 Nr. 2 a mit Wirkung vom 1. Januar 1967, 

3. § 1 Nr. 13 a mit Wirkung vom 1. Juni 1967, 

4. § 1 Nr. 9, 10 Buchstabe b und Nr. 12 sowie § 2 
mit Wirkung vom 1. Januar 1969, 

5. § 1 Nr. 1 und 14 mit Wirkung vom 1. Januar 1970, 

6. § 1 Nr. 11 mit Wirkung vom 1. Juni 1970, 

7. § 1 Nr. 10 Buchstabe a und Nr. 12 a mit Wirkung 
vom 1, Januar 1971, 

8. § 4 mit Wirkung vom Inkrafttreten des Beweis- 
sicherungs- und Feststellungsgesetzes (§ 49). 

Im übrigen tritt dieses Gesetz mit dem auf die Ver- 
kündung folgenden Monatsersten in Kraft. 
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